
In der Senatssitzung am 16. April 2024 beschlossene Fassung 

Die Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz 
Bremen, 08.04.2024 
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Vorlage für die Sitzung des Senats am 16.04.2024 
 „Gesundheitliche Risiken durch Hot-Chips-Mutproben“ 

(Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag)) 

A. Problem 

Die Fraktion der BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat für die Fragestunde der Bürgerschaft (Land-
tag) folgende Anfrage an den Senat gestellt: 

 
Wir fragen den Senat:   
 

1. Wie bewertet der Senat die gesundheitlichen Risiken von Hot-Chips und ähnlichen 
scharfen Chili-Produkten, die als Mutprobe eingesetzt und durch Social-Media-Kanäle 
als Challenge beworben werden? 
 

2. Wie viele Kinder, Jugendliche und Erwachsene haben in Bremen und Bremerhaven in 
den letzten zwei Jahren gesundheitliche Folgen nach einem Mutproben-Konsum von 
scharfen Chili-Saucen oder Hot-Chips erlitten und mussten ärztlich bzw. notärztlich be-
handelt werden? 
 

3. Wie bewertet der Senat das Verbot von Hot-Chips und die chargenunabhängige Ent-
nahme aus dem Handel und wird er dem Beispiel Baden-Württembergs, Bayerns, Nie-
dersachsens und Hessens folgen und sich dafür einsetzen, dass der Hot-Chip auch im 
Land Bremen chargenunabhängig aus dem Verkehr gezogen wird? 

 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 

Zu Frage 1:  
Beim sogenannten Hot-Chip und ähnlichen scharfen Chili-Produkten handelt es sich um Pro-
dukte, die übermäßig viele Capsaicinoide enthalten. Oft ist die Dosis des in einem Produkt 
enthaltenen Capsaicins nicht bekannt. Die Auswirkungen des Konsums können unterschied-
lich ausfallen. Laut Bundesamt für Risikobewertung wird in Einzelfällen eine notärztliche Be-
handlung notwendig. Der Konsum kann u.a. zu Schleimhautreizungen, Übelkeit, Erbrechen 
und Bluthochdruck führen. Von dem Konsum vom Hot-Chip und ähnlichen scharfen Chili-Pro-
dukten ist daher abzuraten  

Zu Frage 2:  

Aus den Daten der Rettungsdienstlichen Zuweisungen der letzten zwei Jahre lassen sich im 
Jahr 2023 zwei Fälle ermitteln, welche aufgrund der Freitextangaben einen Rückschluss auf 
den übermäßigen Konsum von scharfen Chili-Saucen oder dem Hot-Chip zulassen. Es han-
delt sich um Fälle im Erwachsenenalter. Bei der Betrachtung der Daten ist zu berücksichtigen, 
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dass Freitextangaben nicht für alle Fälle vorliegen. Fälle von etwaigen Betroffenen, die selbst-
ständig ein Krankenhaus aufsuchen, sind in den untersuchten Daten nicht enthalten.  

Zu Frage 3:  

Aufgrund der gesundheitlichen Risiken des Hot-Chip haben sich einige Länder zum Erlass ei-
ner Allgemeinverfügung entschlossen, die die chargenunabhängige Entnahme des Produkts 
aus dem Handel erzielen soll. In Anbetracht der bisherigen Entwicklung und unter Auswertung 
der gewonnenen Informationen wurde von der senatorischen Dienststelle entschieden, eben-
falls eine Allgemeinverfügung für das Land Bremen zu erlassen.  

Der Erlass einer Allgemeinverfügung führt jedoch nicht zwingend dazu, dass das Produkt 
nicht mehr angeboten wird und entlastet die Behörde nicht von der weiteren Beobachtung des 
Marktes. Derzeit wird die Überwachung durch Rückrufaktionen für das Produkt ausgeübt und 
das Portal „Lebensmittelwarnung.de“ genutzt, um auf die Rückrufe öffentlich hinzuweisen.  

 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Finanzielle, personalwirtschaftliche und genderbezogene Auswirkungen 

Keine. 

E. Beteiligung und Abstimmung 

Keine.   

 

F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Eine Unterrichtung der Presse ist nicht beabsichtigt. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister spricht nichts entgegen. 

 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Ver-
braucherschutz vom 08.04.2024 der mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der 
Bündnis 90/ DIR GRÜNEN für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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